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Geschäftsnummer: 3 G 2399/06(4)                           Ihr Schreiben vom. 14.12.2006
hier: Stellungnahme;

Sehr geehrte Damen und Herren,

auf das og. Schreiben nehme ich, wie folgt, Stellung:

Die Klage ist zulässig. Die Beklagte versucht sich mit juristischen Spitzfindigkeiten aus ihrer Verantwortung zu stehlen. In ihrem Schreiben vom 12.12.06 nimmt die Beklagte keine Stellungnahme zur Ungleichbehandlung der Listenhunde in Hessen. Sie versucht das Gericht nach bisheriger Manier weiterhin zu täuschen und somit zu belügen und durch Falschdarstellungen von Tatsachen den Kläger zu übervorteilen. In der Verfügung vom 14.12.05 hat die Beklagte vorsätzlich in rechtsbetrügerischer Absicht Tatsachen falsch dargestellt und verschwiegen, dass Listenhunde mit  nur einem Wesenstest in Hessen frei zugelassen sind, wenn die Besitzer in einem anderen Bundesland einen Wohnsitz oder den ersten Wohnsitz haben. Die Beklagte gab in dieser Verfügung an, dass keine Ausnahmen zugelassen sind, dass auf einen weiteren Wesenstest aus juristischen und aus Gründen der Gefahrenlage nicht verzichtet  werden kann. Darauf habe ich vertraut. Somit hatte ich auch nie die Chance, gegen diese Verfügung vom 14.12.05 erfolgreich zu klagen. Diese Vorgänge haben auch eine strafrechtliche Seite, die ich berücksichtigt wissen will. Sollte sich das Verwaltungsgericht nicht zur einen strafrechtlichen Würdigung imstande fühlen und entsprechend handeln, werde ich mich erneut, von dieser Klage unabhängig, in eigener Person an die Staatsanwaltschaft Darmstadt wenden.
-Die Beklagte hatte die Beschlagnahme meines Hundes „Daggy“ am 14.12.05 angedroht, wenn ich meinen Hund „Daggy“ nicht in ein Tierheim abgeben würde obwohl sie wusste, dass Hunde der gleichen Rasse mit nur einem Wesenstest in Hessen ohne Einschränkungen erlaubt sind; 
-Die Beklagte hatte somit vorsätzlich gesetzeswidrig gehandelt;
-Die Beklagte hatte das Wissen um die Ungleichbehandlung durchgängig in allen Klagenverhandlungen und in den Folgeprozessen in denen es um die Wiederholung von Wesenstests ging, bewusst abgesprochen und absichtlich falsch dargestellt, um erfolgreiche Gegenklagen zu verhindern; 

-Die Beklagte hatte sich dadurch unzulässig auf kriminelle Art und Weise erhebliche prozessuale Vorteile erschlichen; 
-Ich verdächtige die Beklagte des fortgesetzten bandenmäßigen Prozessbetruges;

-Ich verdächtige die Beklagte des schweren gemeinschaftlichen  Amtsmissbrauchs;

-Ich verdächtige die Beklagte der bandenmäßigen abgesprochenen Falschaussagen durch vorsätzliche falsche Tatsachenbehauptungen von erheblicher Bedeutung im Zeugenstand in den Haupt.- und in sämtlichen Folgenprozessen  der involvierten Gerichtszweige Verwaltungs-, Verfassungs- und Strafgerichte, gegenüber der gegnerischen Anwälten sowie bei den ermittelnden Staatanwaltschaften (in eigener Sache) und der schweren gemeinschaftlichen Nötigung, Bedrohung, und vorsätzlicher gemeinschaftlicher Verfolgung Unschuldiger im Amt; 
-Ich sehe meine Familie, mich und meinen Hund „Daggy“ durch die involvierten Beamten und deren Art der gesetzlosen Amtsführung in unserer Lebensführung akut  bedroht und nachhaltig geschädigt;

-Ich fordere Genugtuung;
-Ich beantrage, dass die involvierten Personen aus diesem Verfahren sofort entfernt werden, da ich den gesetzestreuen Status des beamteten Sachbearbeiters in den involvierten Personen nicht  erkennen kann; 
-Diese Art von Beamten dient eindeutig nicht dem Gesetzesziel, sondern der eigenen Karriere und im besonderen eifrig der populistischen Gesinnung ihrer Vorgesetzten, um die eigenen Karrieren rücksichtslos zu fördern;
-Das sind Korruptionen in eigener Sache. 

-Ich beantrage zu prüfen, ob die involvierten Personen aus diesen Gründen zu suspendieren sind; 
-Die Gefahr weiterer Absprachen und der Verdunkelung ist gegeben.
-Ich bestehe auf mein gesetzliches und verfassungsmäßiges Recht der Gleichbehandlung. 
Ich bestehe darauf, mich mit meinem Hund „Daggy“ in Hessen in der Öffentlichkeit genauso angstfrei bewegen zu dürfen, wie es jedem Listenhundebesitzer aus den anderen fünfzehn Bundesländer zusteht, der sich mit nur einem einmaligen Wesenstest für seinen Listenhund sich in Hessen frei bewegen kann und darf. Diese Listenhundebesitzer aus den anderen Bundesländern können sogar mehrere Listenhunde auf einmal in der hessischen Öffentlichkeit führen, wenn dies in ihrem Bundesland nicht untersagt ist. Auch dies ist mir als hessischer Listenhundeführer ebenfalls verweigert.
-Diesen Zustand muss ich nicht erdulden. Ich habe das Recht auf eine sofortige Korrektur. 
Im Ergebnis zählen nur der erste Wesenstest und die  Ersterlaubnis. Alle anderen Maßnahmen waren von der Klägerin vorsätzlich rechtswidrig erschlichen und eingeleitet worden. 
-Es ging und geht der Beklagten nicht um eine Gefahrenabwehr, sondern um die Möglichkeit der Gängelung und Herabwürdigung der hessischen Listenhundebesitzer mit dem Ziel der Ausrottung von ausländischen Hunden und der Pflege der eigenen Karrieren;
-Die Beklagte pflegt weiterhin einen erheblich großen Verleumdungs- und Belastungseifer gegenüber den hessischen Listenhunden und deren Besitzer trotz gegenteiliger Aussage, der von der Klägerin ohne Beweise behaupteten besonderen Gefährlichkeit der Listenhunden, in den Beißstatistiken seit dem Jahr 2000;
-Die Beklagte nimmt auch jetzt keinen Abstand von ihren erheblichen rechtswidrigen Maßnahmen und Taten; 
-Die Beklagte beugt vorsätzlich in wechselnder Besetzung Straf-, Beamten- und Verwaltungsgesetze;
-Die Beklagte handelt vorsätzlich verfassungsfeindlich.
Deutschrassige Beißer auf den obersten Rängen der hessischen Statistiken werden mit größter Rücksichtnahme verschont und eine ständige Hetze gegen ausländische geradezu plakativ gepflegt.  
-Eine Unterscheidung des Umganges mit Listenhunden, der gleichen Rasse auf hessischem Boden ist, laut Verfassung, unzulässig.
Das ist der Beklagten hinlänglich bekannt. Die zeitlich unbeschränkte Erlaubnis ist mir mit Datum der ersten Halteerlaubnis zeitlich uneingeschränkt auszustellen, da nur sie die Rechtsnorm erfüllt. 
 -Diesen Anspruch erhebe ich ab sofort; 
-Das Klageziel lässt nicht den geringsten Ermessensspielraum zu. 
Die derzeit für die Beklagte gültige dritte Halteerlaubnis ist nach Gesetz und Verfassung eindeutig rechtswidrig. Gültig ist nur die erste Halteerlaubnis aus dem Jahr 2000, was von der Beklagten fortgesetzt nicht anerkannt wird. Es werden weiterhin aus dem Jahr 2000 nur Wesenstests aus den anderen fünfzehn Bundesländern anerkannt. 
-Dies begründet ebenfalls mein Rechtschutzbedürfnis.

Auch irrt die Klägerin vorsätzlich darin, dass meine Klage eine Folge der Aufforderung zu einem weiterem illegalen Wesenstest vom 01.12.06 war. Diese wurde von der Beklagten erst am 05.12.06 versandt und hatte mich am 05.12.06 auch erreicht. 
-Das wurde von der Beklagten so eingerichtet, dass mich diese illegale Nötigung zur dritten Wesenstestwiederholung an meinem Geburtstag erreicht. 
Meine Klage lag dem Gericht jedoch schon am 04.12.06 vor. 
Ebenso musste ich zu diesem frühen Zeitpunkt mit dieser Aufforderung zu einem weiteren illegalen Wesenstest nicht rechnen. In der Regel werden solche Nötigungen zu illegalen Wesenstests frühestens drei Wochen zuvor versendet. Meine derzeitige, illegale Erlaubnis endet am 31.01.07. 
-Es ist zu prüfen, ob die Dienststelle der Beklagten nicht überbesetzt ist, da man offensichtlich Ressourcen für Spaßabteilungen hat.  

Eine Wesenstestwiederholung ist in der Hessischen HundeVO nicht vorgesehen und entspräche aus den oben genanten Gründen auch nicht dem Gleichheitsgrundsatz der Bundesrepublik Deutschland. Das Urteil (11 N 520/03) ändert nichts an meinem Begehren, denn es hat sich nicht mit den Listenhunden befasst, die aus anderen Bundesländern in Hessen mit nur einem Wesenstest frei bewegt werden dürfen. Dies wurde schon damaligen Zeitpunkt von der Beklagten absichtlich verschwiegen, um Urteile zu erschleichen, die es weiterhin ermöglichen, regelmäßig Listenhunde und deren Besitzer mit entsprechenden Maßnahmen herabzuwürdigen.  

Um meinen Hund Krankheiten nachzuweisen, müsste ich ihn dem Gefahrenpotential einer Narkose aussetzen (Ganzkörper – Röntgen). Das ist durch das Tierschutzgesetz verboten und ich lasse mich auch nicht von der Beklagten dazu nötigen. Würde die Beklagte das Tierschutzgesetz auch für Listenhunde anerkennen, würde sie einen solchen Schwachsinn nicht fordern.
Die Beklagte sollte zuerst darüber nachdenken, ob es einen Hund gibt, der mit zehn Jahren keine altersbedingten Skeletterkrankungen aufweist und ob es im Verhältnis überhaupt zulässig ist, eine lebensgefährdende Maßnahmen zu erzwingen und inwieweit dieses tierschutzgerecht ist. 
Das Alter ist zudem unabhängig von einem gesundheitlichen Grund in der HundeVO aufgeführt und es muss daher zulässig sein, alleine aus Altersgründen auf einen Wesenstest zu verzichten. Auch diese Festsetzung einer strikten Altersbegrenzung fordere ich, da ich in Zukunft vielleicht ältere Listenhunde aus den Tierheimen adoptieren werde. Daher bleibt es bei diesem Antrag, der sich jedoch nur auf die Ersterlaubnis erstreckt. Andere Erlaubnisse sind aus genannten Gründen rechtsunwirksam.

Die Erlasse des Innenministeriums Hessen, auf die sich die Klägerin  beruft, sind samt und sonders durch Weglassen von erheblichen Tatsachen, Lügen und Verschweigen in Absprache der tatsächlichen Verhältnissen gegenüber der Öffentlichkeit und der Gerichtsbarkeit sowie der Staatsanwaltschaften und aus den aufgezählten Gründen heraus gesetz- und verfassungswidrig und waren allenfalls eine Aufforderung zur Nötigung und Erpressung. Von der Einführung des Zweijährigen Wesenstest in Hessen und die Freizügigkeit der Haltung der Listenhunde aus den anderen Bundesländern an, wurden bis heute diese Artikel nicht einzeln und nicht gemeinsam in der hessische HundeVo niedergeschrieben, damit die Listenhundebesitzer und die Gerichte die Ungesetzmäßigkeit nicht erkennen können und somit keine Chance haben, erfolgreich ihre Rechte durchzusetzen bzw. zu korrigieren. 
Die Anstifter der von der Beklagten genannten Erlasse sind Volljuristen, von denen ich erwarten darf, dass sie die Gesetze und Verfassung der Bundesrepublik Deutschland, auf die sie eingeschworen sind, kennen und rechtstreu anwenden. 
Die Kosten für die erste Halteerlaubnis haben, wie in anderen Bundesländern, für das ganze Hundeleben zu gelten. Da die Folgekosten für den zweiten und dritten Wesenstest nicht gesetz- und verfassungskonform waren, sind sie von der Klägerin als Verursacherin samt und sonders, inklusive sämtlicher Nebenkosten auch dann zu ersetzen, wenn diese Klagen aufgrund der von der Klägerin vorsätzlich verfälschten Tatsachen verloren wurden oder der Klageweg aus den Gründen der Verfälschung nicht begangen wurde. 
Die Kostenhöhe einer Folgeerlaubnis hat sich zudem nach der Leistung und nicht nach der „Verständigung unter Milchbrüdern“ zu richten. Die hessischen Ämter haben somit erst einmal nachzuweisen, welche Leistungen über die der anderen Bundesländer hinausgehen, wenn sie im gesamten Erlaubnisverfahren (im Zweijahrestakt) mehr Gebühren einfordern als andere Bundesländer, die für eine lebenslange Erlaubnis weitaus weniger verlangen.
Dieser letzte Teil meiner Anträge in Bezug der Folgeerlaubniskosten erübrigt sich nur dann, wenn die verfassungsmäßige und gesetzliche Rechte für die hessischen Listenhundeführer in Zukunft eingehalten werden, da es dann keine Folgeerlaubnisse mehr geben kann.

Der Antrag der Beklagten auf Klageabweisung ist nicht begründet und dient lediglich zur Verdeckung von Straftaten in eigener, persönlicher Sache.

Mit freundlichen Grüßen

Fritz-Michael JUNG  
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